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319. Bundesgesetz vom 12. Dezember 1963,
betreffend die Abgeltung gewisser Ansprüche
aus Dienstverhältnissen in der Privatwirt-

schaft.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes
regeln die Abgeltung der auf Grund des Bundes-
gesetzes vom 5. Juli 1962, BGBl. N r . 187, über
die Anmeldung gewisser Ansprüche aus Dienst-
verhältnissen in der Privatwirtschaft angemel-
deten Ansprüche.

§ 2. (1) Der „Fonds zur Abgeltung gewisser
Ansprüche nach dem Siebenten Rückstellungs-
gesetz" (§ 4 Abs. 1 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr . 187/1962) — im folgenden Fonds genannt —
hat nach Überprüfung der Anmeldungen im
Sinne des § 7 des vorgenannten Bundesgesetzes
jeden Anmelder nachweislich in Kenntnis zu
setzen, ob und inwieweit sein angemeldeter An-
spruch anerkannt wird.

(2) Wird der angemeldete Anspruch vom Fonds
nicht anerkannt, so hat der Fonds dies zu be-
gründen.

(3) Wird der Anspruch vom Fonds anerkannt,
so hat dieser dem Anmelder gleichzeitig mit
dieser Mitteilung den auf Grund der Bestim-
mungen des Siebenten Rückstellungsgesetzes,
BGBl. Nr . 207/1949, errechneten Betrag zur Ab-
geltung seiner Ansprüche anzubieten. Diese Zu-
schrift ist zu eigenen Handen zuzustellen. In
dem Anbot ist ausdrücklich darauf hinzuweisen,
daß ein 3000 S übersteigender Betrag eine Kür-
zung gemäß der in § 3 Abs. 2 vorgesehenen Ver-
ordnung erfahren kann. H a t der Anmelder die
Höhe seines Anspruches gemäß § 6 Abs. 3 des
Bundesgesetzes BGBl. N r . 187/1962 angegeben

und weicht das Anbot des Fonds davon ab, so
ist diese Abweichung zu begründen. Ist die Höhe
des Anspruches in der Anmeldung nicht an-
gegeben, ist die Berechnung unter Hinweis auf
die Bestimmungen des Siebenten Rückstellungs-
gesetzes anzugeben.

(4) Die Anbote sind auf ganze Schillingbeträge
aufzurunden.

(5) Wenn der Anspruchsberechtigte innerhalb
von vier Wochen nach Zustellung des Anbotes
des Fonds weder bei diesem den Antrag auf Ent-
scheidung der „Kommission zur Abgeltung von
Ansprüchen nach dem Siebenten Rückstellungs-
gesetz" (§ 6) einbringt, noch dem Fonds eine
Zustimmungserklärung zugehen läßt, so ist inner-
halb weiterer vier Wochen der angebotene Be-
trag unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen
des § 3 zu überweisen.

§ 3. (1) Übersteigt der gemäß § 2 Abs. 3 an-
gebotene Betrag 3000 S, so ist vorläufig nur ein
Teilbetrag von 3000 S flüssigzumachen.

(2) Die Auszahlung eines 3000 S übersteigenden
Betrages darf erst dann vorgenommen werden,
wenn feststeht, daß die dem Fonds im Sinne
des § 1 des Bundesgesetzes, BGBl. Nr . 108/1962,
zur Verfügung gestellten Mittel zur vollen
Befriedigung aller Anspruchsberechtigten aus-
reichen. Dies ist im „Amtsblatt zur Wiener
Zeitung" zu verlautbaren. Sollten jedoch die
Mittel für eine volle Befriedigung nicht aus-
reichen, so ist durch Verordnung des Bundes-
ministeriums für Finanzen im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für soziale Verwaltung
ein Hundertsatz festzusetzen, um den der über
den Betrag von 3000 S hinausgehende Abgel-
tungsbetrag gekürzt wird. Das Ausmaß dieses
Hundertsatzes ist nach dem Verhältnis des zur
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rollen Abgeltung noch erforderlichen Gesamt-
betrages zu den dem Fonds noch zur Verfügung
stehenden Mitteln zu bestimmen.

(3) Die Fälligkeit der Leistungen des Fonds
tritt ein:

a) bei Beträgen bis zu 3000 S am letzten Tag
der Frist von vier Wochen nach Einlangen
einer zustimmenden Antwor t des An-
spruchsberechtigten oder nach Ablauf der
in § 2 Abs. 5 genannten Frist;

b) für den 3000 S übersteigenden Betrag mit
Ablauf von vier Wochen nach Verlaut-
barung in der „Wiener Zeitung" oder In-
krafttreten der Verordnung (§ 3 Abs. 2).

§ 4. (1) Für Leistungen nach diesem Bundes-
gesetz gebühren keine Zinsen.

(2) Der Fonds hat seine Leistungspflicht mit
der Anweisung des zuerkannten Abgeltungs-
betrages durch das Postsparkassenamt oder ein
anderes Kreditinstitut erfüllt.

§ 5. (1) Leistungen, die auf Grund der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes gewährt werden,
bilden keine steuerpflichtigen Einnahmen.

(2) Die durch die Bestimmungen dieses Bundes-
gesetzes unmittelbar veranlaßten Schriften,
Amtshandlungen und Rechtsgeschäfte sind von
den Stempel- und Rechtsgebühren, von Gerichts-
und Justizverwaltungsgebühren sowie von den
Bundesverwaltungsabgaben befreit.

(3) Der Fonds ist von allen bundesrechtlich
geregelten Abgaben befreit.

§ 6. (1) Wird ein angemeldeter Anspruch vom
Fonds nicht anerkannt oder entspricht nach An-
sicht des Anmelders der vom Fonds zur Abgel-
tung angebotene Betrag nicht den Bestimmungen
des Siebenten Rückstellungsgesetzes, so kann der
Anmelder binnen einer Frist von vier Wochen
nach Zustellung des Anbotes beziehungsweise der
ablehnenden Mitteilung des Fonds einen Antrag
auf Entscheidung der „Kommission zur Ab-
geltung von Ansprüchen nach dem Siebenten
Rückstellungsgesetz" (§ 7 ff.) einbringen. Darauf
ist in der Mitteilung des Fonds ausdrücklich
hinzuweisen. Die Tage des Postenlaufes werden
in die Frist nicht eingerechnet.

(2) Der Antrag an die in Abs. 1 genannte
Kommission ist beim Fonds einzubringen, der
den Antrag mit einer Stellungnahme unter An-
schluß des Aktenmaterials ehestens dieser Kom-
mission zuzusenden hat.

§ 7. (1) Zur Entscheidung der gemäß § 6 ein-
gebrachten Anträge wird beim Bundesministe-
rium für Finanzen die „Kommission zur Abgel-
tung von Ansprüchen nach dem Siebenten Rück-
stellungsgesetz" — im folgenden Kommission
genannt — errichtet.

(2) Der Vorsitzende der Bundesentschädigungs-
kommission bzw. dessen Stellvertreter (siehe § 20

des Besatzungsschädengesetzes, BGBl. Nr . 126/
1958, in der derzeit geltenden Fassung) ist gleich-
zeitig Vorsitzender bzw. Vorsitzender-Stellver-
treter der Kommission.

(3) Die Kommission entscheidet durch Senate,
die jeweils aus einem Richter als Vorsitzenden
und je einem Vertreter der Kammer der gewerb-
lichen Wirtschaft und des Österreichischen Ar-
beiterkammertages als Beisitzer bestehen.

(4) Der Vorsitzende der Kommission hat zu
Vorsitzenden der Senate (Abs. 3) solche Richter
zu bestellen, die eine arbeitsgerichtliche Praxis
haben.

(5) Die Beisitzer der Senate sind auf Grund von
Vorschlägen der Bundeskammer der gewerb-
lichen Wirtschaft und des Österreichischen Ar-
beiterkammertages vom Vorsitzenden der Kom-
mission zu bestellen. Die Beisitzer dürfen nicht
gleichzeitig dem Fonds angehören und auch nicht
an Erledigungen von eingebrachten Anmeldun-
gen durch den Fonds mitgewirkt haben. Sie
haben beim Eintri t t in ihre Tätigkeit vor dem
Vorsitzenden der Kommission folgendes Gelöb-
nis zu leisten:

„Ich gelobe, daß ich bei den Verhandlungen
der Kommission ohne Ansehung der Person un-
parteiisch nach bestem Wissen und Gewissen vor-
gehen werde, und daß ich, was mir durch die
Verhandlungen und in diesen von den Verhält-
nissen des Anmelders bekannt wird, strengstens
geheimhalten werde."

Die Beifügung einer religiösen Beteuerung ist
zulässig.

§ 8. (1) In die Kommission dürfen nur solche
Personen entsendet werden, welche die österrei-
chische Staatsbürgerschaft besitzen, zu Beginn des
Jahres der Entsendung die Volljährigkeit erlangt
haben und sich in vollem Genusse der bürger-
lichen und politischen Rechte befinden.

(2) Die Mitglieder der Kommission sind in
Ausübung ihres Amtes unabhängig und an keine
Weisungen gebunden.

§ 9. Die Richter erhalten für Reise(Fahrt)-
auslagen Vergütungen nach Maßgabe der Reise-
gebührenvorschrift des Bundes. Sie erhalten
ferner eine dem Zeit- und Arbeitsaufwand bei
ihrer Tätigkeit entsprechende Vergütung, deren
Höhe vom Bundesministerium für Finanzen im

. Einvernehmen mit dem Bundesministerium für
Justiz festzusetzen ist. Die Beisitzer haben An-
spruch auf Vergütung der Reise(Fahrt)auslagen
und Aufenthaltskosten sowie auf Entschädigung
für Zeitversäumnis. Für die Höhe und die Vor-
aussetzungen der zu leistenden Vergütungen und
Entschädigungen sind die jeweils für Schöffen
geltenden Bestimmungen maßgebend.

§ 10. (1) Die Kommission hat nach den Be-
stimmungen des Allgemeinen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes 1950, BGBl. Nr . 172, (AVG), zu
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verfahren. Sie faßt ihre Beschlüsse mit Stimmen-
mehrheit. Eine Stimmenthaltung ist nicht zu-
lässig.

(2) Die Geschäftsordnung der Kommission ist
vom Bundesministerium für Finanzen im Ein-
vernehmen mit den Bundesministerien für Justiz
und für soziale Verwaltung zu genehmigen.

(3) Die Entscheidungen sind schriftlich zu er-
lassen.

(4) Die Entscheidungen der Kommission unter-
liegen weder der Aufhebung noch der Abände-
rung im Verwaltungswege.

§ 11. (1) Auf Antrag des Bundesministeriums
für Finanzen hat die Kommission durch den
Vorsitzenden, dessen Stellvertreter und drei
Richter mit arbeitsgerichtlicher Praxis über
Rechtsfragen, die von grundsätzlicher Bedeutung
sind oder über die von den einzelnen Senaten
der Kommission verschieden entschieden wurde,
ein Gutachten zu beschließen.

(2) Die Gutachten sind dem Bundesministerium
für Finanzen mitzuteilen und von ihm im Amts-
blatt der österreichischen Finanzverwaltung zu
veröffentlichen.

(3) Die Gutachten sind für die Kommission
bindend, solange nicht von ihr auf Grund des
vom Bundesministerium für Finanzen beantrag-
ten neuerlichen Gutachtens über die gleiche
Rechtsfrage von dem vorherigen Gutachten ab-
gegangen wird.

§ 12. Die Kommission hat Anträge gemäß § 6
insbesondere zurückzuweisen, wenn sie feststellt,
daß

a) die Anmeldung nicht spätestens am
29. Juni 1963 beim Fonds eingelangt ist;

b) das Dienstverhältnis, auf dessen vorzeitige
Auflösung oder Beendigung sich die An-
meldung gestützt hat, bereits vor der
deutschen Besetzung Österreichs beendet
war oder erst mit oder nach Ende dieser
Besetzung aufgelöst worden ist;

c) der Dienstgeber eine öffentlich-rechtliche
Körperschaft war, ohne Rücksicht darauf,
ob auf das Dienstverhältnis öffentlich- oder
privatrechtliche Vorschriften anzuwenden
waren;

d) der Dienstgeber (Verpflichteter im Sinne
des § 8 des Siebenten Rückstellungsgesetzes)
seinen Sitz (Wohnsitz) außerhalb der Gren-
zen der Republik Österreich hat te;

e) ein Verpflichteter (§ 8 des Siebenten Rück-
stellungsgesetzes) derzeit noch fortbesteht
oder zur Zeit, in der nach diesem Rück-
stellungsgesetz Ansprüche erhoben werden
konnten, noch vorhanden war, es sei denn,
daß ein Verpflichteter auf Grund gesetz-
licher Vorschriften bereits an Dri t te erfüllt
hat te;

f) der Anmelder laut einer Mitteilung des
Hilfsfonds (Hilfsfondsgesetz, BGBl. Nr . 25 /
1956, und Bundesgesetz vom 13. Juni 1962,
BGBl. Nr . 178, mit dem das Hilfsfonds-
gesetz ergänzt wird) von diesem eine Zu-
wendung erhalten hat;

g) der Antrag auf Entscheidung der Kom-
mission nicht binnen einer Frist von vier
Wochen nach Zustellung der Mitteilung
(des Anbotes) des Fonds (§ 2) an den Fonds
(§ 6) gerichtet worden ist;

h) Ansprüche von Erben angemeldet wurden
(§ 2 Abs. 2 des Bundesgesetzes BGBl.
Nr . 187/1962), die nicht am 18. Juli 1962
den ordentlichen Wohnsitz im Gebiete der
Republik Österreich hatten.

§ 13. (1) Die Sachentscheidung der Kommission
hat auszusprechen, in welcher Höhe der geltend
gemachte Anspruch anerkannt oder ob der An-
trag auf Leistung eines Abgeltungsbetrages abge-
wiesen wird.

(2) Übersteigt der zuerkannte Betrag 3000 S
nicht, ist auszusprechen, daß der Fonds die Lei-
stung binnen vier Wochen vom Tage der Zustel-
lung der Entscheidung zu erbringen hat.

(3) Im Falle der Zuerkennung eines höheren
Betrages ist auszusprechen, daß für Beträge, die
3000 S übersteigen, vorläufig nur der Teilbetrag
von 3000 S binnen vier Wochen vom Tage der
Zustellung der Entscheidung an den Fonds flüssig-
zumachen und daß die Auszahlung eines 3000 S
übersteigenden Betrages nur im Rahmen der Be-
stimmungen des § 3 Abs. 2 und außerdem nicht
vor Eintrit t der Fälligkeit nach § 3 Abs. 3 lit. b
dieses Bundesgesetzes vorzunehmen ist.

§ 14. (1) Die Geschäftsführung der „Sammel-
stellen" hat die gemäß § 1 des Bundesgesetzes
vom 5. April 1962, BGBl. Nr . 108, über die Auf-
teilung der Mittel der „Sammelstellen" gesondert
zu verwaltenden Mittel dem Fonds innerhalb von
zwei Wochen nach Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes zur Verfügung zu stellen.

(2) Sobald feststeht, daß nach Befriedigung
aller auf Grund der Anbote des Fonds und der
Entscheidungen der Kommission zu berücksich-
tigenden Ansprüche sowie nach Begleichung der
Verwaltungskosten von den nach Abs. 1 zur
Verfügung gestellten Mitteln noch ein Restbetrag
verbleibt, ist dieser zur Verwendung gemäß § 4
des in Abs. 1 erwähnten Bundesgesetzes den
„Sammelstellen" wiederum zur Verfügung zu
stellen.

§ 15. Soweit weder dieses Bundesgesetz noch
das Bundesgesetz BGBl. Nr . 187/1962 abwei-
chende Bestimmungen vorsehen, sind die mate-
riellen Bestimmungen des Siebenten Rückstel-
lungsgesetzes anzuwenden.

§ 16. (i) Der Fonds ist auf Antrag des Bundes-
ministeriums für Finanzen vom Bundesministe-
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rium für Inneres im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für soziale Verwaltung aufzu-
lösen, sobald seine Mittel aufgezehrt sind.

(2) Die Auflösung des Fonds ist im „Amtsblatt
zur Wiener Zeitung" zu verlautbaren.

(3) Das gesamte bei der Auflösung vorhandene
Aktenmaterial ist dem Österreichischen Staats-
archiv zur Verwahrung zu übergeben.

§ 17. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundes-
gesetzes ist, soweit in den folgenden Absätzen
nicht anders bestimmt ist, das Bundesministe-
rium für Finanzen im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium für soziale Verwaltung be-
traut.

(2) Mit der Vollziehung des § 5 Abs. 1 und des
Abs. 2 ist, soweit es sich um die Befreiung von
Stempel- und Rechtsgebühren und gemäß Abs. 3
um die Befreiung von Bundesverwaltungsabgaben
auf dem Gebiete der Verkehrssteuer handelt, das
Bundesministerium für Finanzen, bezüglich der
Befreiung der übrigen Bundesverwaltungsabgaben
(Abs. 2) die Bundesregierung und, soweit es
sich um die Befreiung von Gerichts- und Justiz-
verwaltungsgebühren handelt, das Bundesmini-
sterium für Justiz betraut.

(3) Mit der Vollziehung des § 9 ist das Bundes-
ministerium für Finanzen im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Justiz betraut.

(4) Mit der Vollziehung des § 10 Abs. 2 ist
das Bundesministerium für Finanzen im Einver-
nehmen mit den Bundesministerien für Justiz
und soziale Verwaltung betraut.

(5) Mit der Vollziehung des § 16 ist das Bundes-
ministerium für Inneres im Einvernehmen mit
den Bundesministerien für Finanzen und für
soziale Verwaltung betraut.

Schärf
Gorbach Pittermann Olah Broda
Drimmel Proksch Korinek Hartmann
Bock Probst Schleinzer Kreisky

3 2 0 . Bundesgesetz vom 12. Dezember 1963,
mit dem das Allgemeine Sozialversiche-
rungsgesetz abgeändert wird (13. Novelle
zum Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 266/1956, BGBl. Nr. 171/1957,
BGBl. Nr. 294/1957, BGBl. Nr. 157/1958, BGBl.
Nr. 293/1958, BGBl. Nr. 65/1959, BGBl.
Nr. 290/1959, BGBl. Nr. 86/1960, BGBl. Nr. 168/
1960, BGBl. Nr. 294/1960, BGBl. Nr. 13/1962,
BGBl. Nr. 85/1963, BGBl. Nr. 184//1963 und
BGBl. Nr. 253/1963 wird abgeändert wie folgt:

1. § 8 Abs. 1 Z. 4 hat zu lauten:

„4. in der Kranken- und Unfallversicherung
a) freiberuflich tätige bildende Künstler ira

Sinne des § 2 Abs. 2 Z. 4 Gewerbliches
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz;

b) freiberuflich tätige Pflichtmitglieder der
Tierärztekammern."

2. § 36 Abs. 3 zweiter Satz hat zu lauten:
„Das Gleiche gilt für die nach § 8 Abs. 1 Z. 4
in der Kranken- und Unfallversicherung teilver-
sicherten Personen."

3. Im § 44 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß der
Z. 4 durch einen Strichpunkt zu ersetzen und eine
Z. 5 mit folgendem Wortlaut anzufügen:

„5. bei den nach § 8 Abs. 1 Z. 4 in der
Kranken- und Unfallversicherung teilversicherten
Pflichtmitgliedern der Tierärztekammern

in der Krankenversicherung ein Betrag von
täglich 100 S;

in der Unfallversicherung ein Betrag von
täglich 160 S."

4. Im § 52 dritter Satz sind nach den Worten:
„der bildenden Künstler" die Worte „und der
Pflichtmitglieder der Tierärztekammern" einzu-
fügen.

5; § 80 hat zu lauten:

„Beitrag des Bundes.
§ 80. (1) In der Pensionsversicherung nach

diesem Bundesgesetz leistet der Bund für das
Jahr 1964 einen Beitrag von 3088'6 Millionen
Schilling. Hievon entfallen auf die

(2) Der Beitrag des Bundes ist monatlich im
erforderlichen Ausmaß, nach Tunlichkeit in den
Monaten April und September mit je zwei
Vierzehntel, in den übrigen Monaten mit je
einem Vierzehntel zu bevorschussen."

6. Dem § 121 Abs. 3 ist folgender Satz an-
zufügen:

„Die Satzung kann jedoch bestimmen, daß die
Anstaltspflege für Angehörige ab dem Zeitpunkt
zu gewähren ist, in dem der Versicherte die
Wartezeit erfüllt hat."
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7. Im § 138 Abs. 2 ist der Punkt am Schluß
der lit. d durch einen Strichpunkt zu ersetzen
und eine lit. e mit folgendem Wortlaut anzu-
fügen:

„e) gemäß § 8 Abs. 1 Z. 4 lit. b teilversicherte
Pflichtmitglieder der Tierärztekammern."

8. a) Im § 229 Abs. 1 ist der Punkt am Schluß
der Z. 3 durch einen Strichpunkt zu ersetzen
und eine Z. 4 mit folgendem Wortlaut anzu-
fügen:

„4. in der Pensionsversicherung der Arbeiter
beziehungsweise der Pensionsversicherung der
Angestellten überdies vor dem Zeitpunkt der
Einführung der Pflichtversicherung in der Pen-
sions(Renten)versicherung gelegene Zeiten, für
die der Versicherte die Ausübung einer selb-
ständigen Erwerbstätigkeit der im § 4 Abs. 3
und im § 7 Z. 2 lit. b bezeichneten Art nach-
weist."

b) Dem § 229 Abs. 3 ist folgender Satz an-
zufügen:
„Beim Vorliegen von Zeiten nach Abs. 1 Z. 4
gelten für die Bemessung der Leistung in jedem
vollen Kalenderjahr der Ausübung der in
Abs. 1 Z. 4 genannten Erwerbstätigkeit
bei Versicherten der Geburtsjahr-

gänge bis 1905 8 Monate,
bei Versicherten der Geburtsjahr-

gänge 1906 bis 1916 7 Monate,
bei Versicherten der Geburtsjahr-

gänge 1917 und später 6 Monate
an Ersatzzeit als erworben."

9. Im § 243 Abs. 1 Z. 3 lit. a ist der Aus-
druck „§ 229 Abs. 1 Z. 1" durch den Ausdruck
„§ 229 Abs. 1 Z. 1 und 4" zu ersetzen.

10. § 251 a Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:
„Ersatzzeiten der Pensionsversicherung nach
dem Gewerblichen Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz aus der Zeit vor dem 1. Jänner
1952, bei den nach § 2 Abs. 2 Gewerbliches
Selbständigen-Pensionsversicherungsgesetz Pflicht-
versicherten aus der Zeit vor dem jeweiligen
Wirksamkeitsbeginn der Bestimmungen über die
Versicherungspflicht, und Ersatzzeiten der land-
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherung aus
der Zeit vor dem 1. Jänner 1957 sind bei An-
wendung der Sonderregelung des Abs. 3 in der
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz
geregelten Pensionsversicherung nicht zu be-
rücksichtigen."

11. Im § 262 zweiter Satz ist der Ausdruck
„mindestens 50 S" durch den Ausdruck „min-
destens 53 S" zu ersetzen.

12. a) § 292 Abs. 2 lit. 1 hat zu lauten:

„1) ein Drittel der nach dem Kriegsopferver-
sorgungsgesetz 1957, BGBl. Nr. 152, und
dem Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/
1947, gewährten Grund- und Eltern-
renten."

b) § 292 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Richtsatz beträgt

a) für Pensionsberechtigte aus eigener
Pensionsversicherung 840 S,

b) für Pensionsberechtigte auf Wit-
wen(Witwer)pensipn 840 S,

c) für Pensionsberechtigte auf Waisen-
pension
aa) bis zur Vollendung des 24. Le-

bensjahres 315 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 475 S,

bb) nach Vollendung des 24. Le-
bensjahres 560 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 840 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die
Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten)
um 345 S und für jedes Kind (§ 252) um 100 S,
sofern diese Personen überwiegend vom Pen-
sionsberechtigten erhalten werden."

13. § 292 a Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

„Unterhaltsverpflichtungen im Sinne des Abs. 1
sind, gleichviel ob und in welcher Höhe die
Unterhaltsleistung tatsächlich erbracht wird, zu
berücksichtigen

14. Im § 472 Abs. 3 zweiter Satz ist der Aus-
druck „(§ 123 Abs. 6)" durch den Ausdruck
„(§ 123 Abs. 7)" zu ersetzen.
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15. Nach § 484 ist ein § 484 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:
„ K r a n k e n v e r s i c h e r u n g bei Beur lau-
b u n g gegen E i n s t e l l u n g der Bezüge.

§ 484 a. (1) Die Krankenversicherung der Bun-
desangestellten ruht bei Versicherten nicht, die
aus dem Grund der befristeten Verwendung bei
zwischenstaatlichen Organisationen oder im
Rahmen der Entwicklungshilfe gegen Einstel-
lung der Bezüge beurlaubt sind.

(2) Grundlage für die Bemessung der Beiträge
und der Barleistungen (§§ 12 und 13 des
Bundesangestellten-Krankenversicherungsgesetzes
1937) bildet die letzte unmittelbar vor der Be-
urlaubung bestandene Bemessungsgrundlage im
Sinne des § 488 Abs. 2. Der Versicherungsbei-
trag ist für die Dauer der Beurlaubung zur
Gänze vom Versicherten zu entrichten.

(3) Der Dienstgeber hat dem Versicherungs-
träger den Antri t t und die Dauer eines Urlaubes
im Sinne des Abs. 1 binnen drei Tagen zu mel-

den."

16. Im § 488 Abs. 2 erster Satz ist der Betrag
von 3600 S durch den Betrag von 4800 S zu
ersetzen.

17. Nach § 506 ist ein Abschnitt V mit fol-
gendem Wortlaut einzufügen:

„ABSCHNITT V.

Beitragsnachentrichtung bei Gewährung von
Haftentschädigung.

§ 506 a. Zeiten einer Untersuchungshaft oder
Strafhaft, für die ein österreichisches Gericht
rechtskräftig einen Entschädigungsanspruch we-
gen ungerechtfertigter Untersuchungshaft oder
wegen ungerechtfertigter Verurteilung zuerkannt
hat, gelten, sofern der Versicherte vor der
Haft Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in der
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz
erworben hat, als Versicherungszeiten, und zwar
•die von dem Zeitpunkt, ab dem von der betref-
fenden Versichertengruppe erstmals Beiträge ent-
richtet werden konnten, gelegenen Haftzeiten als
Ersatzzeiten und die nach diesem Zeitpunkt ge-
legenen Haftzeiten als Beitragszeiten der Pflicht-
versicherung in der Pensionsversicherung. Hin-
sichtlich der letztgenannten Zeiten geht der Ent-
schädigungsbetrag, der freiwillig anerkannt oder
rechtskräftig zugesprochen wird, auf den zustän-
digen Versicherungsträger bis zur Höhe der Bei-
träge über, die für diese Zeiten unter entspre-
chender Anwendung des § 48 nachzuentrichten
wären. Die Beitragszeiten gelten in dem Zweig
der Pensionsversicherung als erworben, in dem
der Versicherte zuletzt vor der Haftzeit Bei-
trags- oder Ersatzzeiten zurückgelegt hat. Als
Beitragsgrundlage im Sinne des § 243 gilt die
für die Beitragsbemesung herangezogene Bei-
tragsgrundlage."

18. Die Anlage 5 zum Allgemeinen Sozialver-
sicherungsgesetz hat zu lauten:

„Anlage 5
Aufwertungsfaktoren.

Die Aufwertung ist vorzunehmen

Artikel II.

N e u b e m e s s u n g d e r R e n t e n
( P e n s i o n e n ) .

(1) Ab 1. Jänner 1964 sind die Renten aus der
Unfallversicherung, soweit sie nicht nach festen
Beträgen bemessen sind, neu zu bemessen, und
zwar, wenn der Versicherungsfall eingetreten ist

vor dem 1. Jänner 1960 mit dem 1'060fachen,
im Jahre 1960 mit dem l'049fachen,
im Jahre 1961 mit dem l'019fachen

der nach Abs. 4 in Betracht kommenden Rente.

Dies gilt entsprechend auch für andere Geld-
leistungen aus der Unfallversicherung, soweit sich
deren Höhe nach der Bemessungsgrundlage (nach
dem Jahresarbeitsverdienst) bemißt, sowie bei
der Feststellung .(Neufeststellung) von Leistungen
nach dem 31. Dezember 1963. In den Fällen des
§ 180 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz ist
bei der Neubemessung an Stelle des Eintrittes
des Versicherungsfalles von dem Zeitpunkt aus-
zugehen, zu dem die Rente neu festgestellt
wurde.

(2) Ab 1. Jänner 1964 sind die Pensionen aus
der Pensionsversicherung mit Ausnahme des
Knappschaftssoldes neu zu bemessen, und zwar
die Pensionen, bei denen der Stichtag liegt

vor dem 1. Jänner 1961 mit dem 1'060fachen,
im Jahre 1961 mit dem l'050fachen,
im Jahre 1962 mit dem 1'035fachen,
im Jahre 1963 mit dem l'025fachen

der nach Abs. 4 in Betracht kommenden Pension.
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Für die Bemessung von Hinterbliebenen-
pensionen nach Pensionsempfängern ist hiebei
der Faktor maßgebend, der dem Zeitraum ent-
spricht, in den der für die Pension des verstor-
benen Pensionsempfängers maßgebende Stichtag
fällt.

(3) Bei der Anwendung des Abs. 2 ist für
Leistungsteile, die unter Zugrundelegung einer
Bemessungsgrundlage gemäß § 239 beziehungs-
weise § 240 beziehungsweise § 250 Allgemeines
Sozialversicherungsgesetz berechnet wurden, der
Faktor maßgebend, der dem Zeitraum entspricht,
in den der für die Bemessung dieser Leistungs-
teile maßgebende Bemessungszeitpunkt fällt.

(4) Der Neubemessung nach den Abs. 1 und 2
ist die nach den bisherigen Vorschriften für den
Monat Dezember 1963 gebührende Rente (Pen-
sion) einschließlich aller Zuschüsse, jedoch mit
Ausnahme des Hilflosenzuschusses und der Aus-
gleichszulage, vor Anwendung von Kürzungs-
und Ruhensbestimmungen zugrundezulegen. Die
Neubemessung erfaßt im gleichen Ausmaß alle
Renten(Pensions)bestandteile; der Kinderzuschuß
zu Pensionen hat jedoch mindestens 53 S zu be-
tragen.

(5) Zu den neu bemessenen Renten (Pensionen)
treten ein allfälliger Hilflosenzuschuß und eine
allfällige Ausgleichszulage nach den hiefür gelten-
den Vorschriften.

(6) Auf Grund der Neubemessung der Pensio-
nen und auf Grund der sich aus § 292 a Abs. 3
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz, BGBl.
Nr. 189/1955, in der Fassung des Art. I Z. 13
ergebenden Änderung des Gesamteinkommens
ist eine Neufeststellung der Ausgleichszulagen im
Sinne des § 296 Allgemeines Sozialversicherungs-
gesetz nicht vorzunehmen. Die sich aus der. Neu-
bemessung der Pensionen ergebenden Mehr-
beträge vermindern eine zu der Pension gebüh-
rende Ausgleichszulage.

(7) Leistungen nach § 529 Abs. 7, 8 oder 9
Allgemeines Sozialversicherungsgesetz sind ab
1. Jänner 1964 mit dem l'060fachen der für den
Monat Dezember 1963 gebührenden Leistungs-
ansprüche zu bemessen. Die Hälfte der neu be-
messenen Leistung gilt als Grundbetrag.

(8) Die Neubemessung ist von Amts wegen vor-
zunehmen. Ein schriftlicher Bescheid über die
Neubemessung ist nur zu erteilen, wenn der Be-
rechtigte dies bis 31. Dezember 1964 verlangt.

Artikel III.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n .

(1) Die Tierärztekammern haben bis 29. Februar
1964 den örtlich zuständigen Gebietskranken-
kassen Verzeichnisse aller ihrer Pflichtmitglieder,
die im Sprengel der einzelnen Gebietskranken-
kassen ihren Wohnsitz haben, nach dem Stande
vom 1. Jänner 1964 zu übergeben.

(2) Personen, die nach den Bestimmungen dieses
Bundesgesetzes als Pflichtversicherte in die Kran-
ken- und Unfallversicherung einbezogen werden
und die am 1. Jänner 1964 bei einem Versiche-
rungsunternehmen vertragsmäßig kranken- oder
unter Einschluß der Arbeitsunfälle unfallver-
sichert sind, können den Versicherungsvertrag
bis 30. Juni 1964 zum Ablauf, des auf die Auf-
kündigung folgenden Kalendermonates aufkün-
digen. Für einen Zeitraum nach dem Erlöschen
des Versicherungsvertrages bereits entrichtete
Versicherungsbeiträge (Prämien) sind vom Ver-
sicherungsunternehmen nicht zu erstatten.

(3) Die Bestimmungen des Art. I Z. 8 und 9
sind auf Antrag auch auf Versicherungsfälle an-
zuwenden, in denen der Stichtag nach dem
31. Dezember 1955 liegt. In den Fällen, in denen
der Antrag bis 31. Dezember 1964 gestellt wird,
gebührt die Leistung beziehungsweise die Er-
höhung der Leistung ab 1. Jänner 1964, sonst ab
dem auf die Antragstellung folgenden Monats-
ersten.

(4) Die Bestimmungen des Art. I Z. 17 gelten
auch in den Fällen, in denen der Entschädigungs-
betrag vor dem 1. Jänner 1964 freiwillig an-
erkannt oder rechtskräftig zugesprochen wurde,
mit der Maßgabe, daß Zeiten der Untersuchungs-
haft oder Strafhaft, soweit sie nach dem Zeit-
punkt liegen, ab dem von der betreffenden Ver-
sichertengruppe erstmals Beiträge entrichtet wer-
den konnten, nur dann als Beitragszeiten gelten,
wenn die Beiträge für diese Zeiten unter ent-
sprechender Anwendung des § 48 des Allge-
meinen Sozialversicherungsgesetzes nachentrichtet
werden. Die Beiträge gelten als wirksam ent-
richtet, wenn sie bis zum 31. Dezember 1964
an den zuständigen Versicherungsträger ein-
gezahlt werden.

Artikel IV.

S c h l u ß b e s t i m m u n g e n .

(1) Die auf Grund der Bestimmungen des Art. I
,Z. 12 und 13 dieses Bundesgesetzes gebührende
Ausgleichszulage ist von Amts wegen festzu-
stellen.

(2) Der Beitrag des Bundes zum Ausgleichsfonds
der Krankenversicherungsträger (§ 447 a Abs. 3
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes,
BGBl. Nr . 189/1955) ist für das Jahr 1964 nicht
zu leisten.

(3) Die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt
hat am 15. April 1964 der Pensionsversicherungs-
anstalt der Arbeiter einen Betrag von 194'5 Mil-
lionen Schilling und der Versicherungsanstalt des
österreichischen Bergbaues einen Betrag von
5'5 Millionen Schilling zu überweisen.
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Artikel V.
W i r k s a m k e i t s b e g i n n .

(1) Dieses Bundesgesetz tri t t , soweit nichts
anderes bestimmt wird, am 1. Jänner 1964 in
Kraft.

(2) Die Bestimmung des Ar t . I Z. 14 t r i t t rück-
wirkend mit 1. Jänner 1962 in Kraft.

Artikel VI.

V o l l z i e h u n g .

Mit der Vollziehung ist das Bundesministerium
für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit
den beteiligten Bundesministerien betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

3 2 1 . Bundesgesetz vom 12. Dezember 1963,
mit dem das Gewerbliche Selbständigen-
Pensionsversicherungsgesetz abgeändert wird
(10. Novelle zum Gewerblichen Selbstän-

digen-Pensionsversicherungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Gewerbliche Selbständigen-Pensionsver-
sicherungsgesetz, BGBl. Nr. 292/1957, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 157/1958,
BGBl. Nr. 65/1959, BGBl. Nr. 291/1959, BGBl.
Nr. 169/1960, BGBl. Nr. 295/1960, BGBl. Nr. 14/
1962, BGBl. Nr. 324/1962, BGBl. Nr. 86/1963,
BGBl. Nr. 185/1963 und BGBl. Nr. 254/1963,
wird abgeändert wie folgt:

1. Im § 2 Abs. 2 ist der Punkt am Schluß der
Z. 4 durch einen Strichpunkt zu ersetzen und
eine Z. 5 mit folgendem Wortlaut anzufügen:

„5. die Pflichtmitglieder der Tierärztekam-
mern."

2. a) Im § 18 Abs. 1 erster Halbsatz ist der
Ausdruck „7 v. H." durch den Ausdruck
„7'5 v. H." zu ersetzen.

b) Im § 18 Abs. 2 erster Satz ist der Ausdruck
„252 S" durch den Ausdruck „270 S" zu ersetzen.

3. § 19 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:

„Die freiberuflich tätigen bildenden Künstler
(§ 2 Abs. 2 Z. 4) und die Pflichtmitglieder der
Tierärztekammern (§ 2 Abs. 2 Z. 5) haben die
Beiträge an den zur Einhebung der Beiträge in
der Kranken- und Unfallversicherung dieser Per-
sonen zuständigen Träger der Krankenversiche-
rung einzuzahlen."

4. Im § 26 Abs. 3 ist der Ausdruck „14 v. H."
durch den Ausdruck „15 v. H." zu ersetzen.

5. a) § 27 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Ab dem Jahre 1964 leistet der Bund zur
Pensionsversicherung nach diesem Bundesgesetz
einen Beitrag (Bundesbeitrag) in der Höhe des
Betrages, um den der für das einzelne Geschäfts-
jahr erwachsende Gesamtaufwand — ausgenom-
men die Aufwendungen für den besonderen Stei-
gerungsbetrag für Beiträge zur Höherversiche-
rung, die Aufwendungen für die Höherversiche-
rungspension und die Aufwendungen für die
Ausgleichszulagen — die Gesamteinnahmen des
Versicherungsträgers für das betreffende Ge-
schäftsjahr einschließlich der Einnahmen nach
Abs. 1 — ausgenommen den Bundesbeitrag, die
Beiträge zur Höherversicherung und die Ersätze
für geleistete Ausgleichszulagen — übersteigt,
höchstens jedoch bis zu einem- Betrag, der für
das Jahr 1964 50 Millionen Schilling beträgt und
für die folgenden Jahre durch ein besonderes
Bundesgesetz festgesetzt werden wird."

b) § 27 Abs. 4 hat zu lauten:
„(4) Der Bundesbeitrag nach Abs. 2 ist monat-

lich im erforderlichen Ausmaß, nach Tunlichkeit
in den Monaten April und September mit je zwei
Vierzehntel, in den übrigen Monaten mit je.
einem Vierzehntel zu bevorschussen."

6. Im § 62 Abs. 1 Z. 1 sind die Worte „dieses
Bundesgesetzes" durch die Worte „der Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes über die Ver-
sicherungspflicht" zu ersetzen.

7. § 66 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Höchstgrenze der Bemessungsgrund-
lage beträgt, wenn der Stichtag (§ 59 Abs. 2)
liegt

8. § 71 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:

„Ersatzzeiten der Pensionsversicherung nach
diesem Bundesgesetz aus der Zeit vor dem 1. Jän-
ner 1952, bei den nach § 2 Abs. 2 Pflichtver-
sicherten aus der Zeit vor dem jeweiligen Wirk-
samkeitsbeginn der Bestimmungen über die
Pflichtversicherung, und Ersatzzeiten der land-
wirtschaftlichen Zuschußrentenversicherung aus
der Zeit vor dem 1. Jänner 1957 sind bei An-
wendung der Sonderregelung des Abs. 3 in der
nach dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr. 189/1955, geregelten Pensionsver-
sicherung nicht zu berücksichtigen."
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9. Im § 72 Abs. 2 lit. d ist die Zitierung
„§ 2 Abs. 2 Z. 3 und 4" durch die Zitierung
„§ 2 Abs. 2 Z. 3 bis 5" zu ersetzen.

10. § 73 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitspension

hat der Versicherte bei dauernder Erwerbs-
unfähigkeit, wenn die Wartezeit (§ 65) erfüllt
ist und die für den Versicherten in Betracht
kommende weitere Voraussetzung des § 72 Abs. 2
zutrifft."

11. Im § 83 zweiter Satz ist der Ausdruck
„50 S" durch den Ausdruck „53 S" zu ersetzen.

12. a) § 89 Abs. 2 lit. k hat zu lauten:
„k) ein Drittel der nach Kriegsopferversorgungs-

gesetz 1957, BGBl. Nr. 152, und dem
Opferfürsorgegesetz, BGBl. Nr. 183/1947,
gewährten Grund- und Elternrenten."

b) § 89 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Der Richtsatz beträgt
a) für Pensionsberechtigte aus eigener

Pensionsversicherung 840 S,
b) für Pensionsberechtigte auf Witwen-

(Witwer)pension 840 S,
c) für Pensionsberechtigte auf Waisen-

pension
aa) bis zur Vollendung des 24. Le-

bensjahres 315 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 475 S,

bb) nach Vollendung des 24. Lebens-
jahres 560 S,
falls beide Elternteile verstor-
ben sind 840 S.

Der Richtsatz nach lit. a erhöht sich für die
Ehegattin (den erwerbsunfähigen Ehegatten) um
345 S und für jedes Kind (§ 70) um 100 S, sofern
diese Personen überwiegend vom Pensionsberech-
tigten erhalten werden."

13. § 90 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:
„Unterhaltsverpflichtungen im Sinne des Abs. 1
sind, gleichviel ob und in welcher Höhe die
Unterhaltsleistung tatsächlich erbracht wird, zu
berücksichtigen

14. Dem § 192 ist ein Abs. 4 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

„(4) Die Tierärztekammern haben bis 29. Fe-
bruar 1964 der Pensionsversicherungsanstalt der
gewerblichen Wirtschaft Verzeichnisse aller ihrer
Pflichtmitglieder nach dem Stande vom 1. Jän-
ner 1964 zu übergeben. Die gemäß § 2 Abs. 2
Z. 5 in die Pflichtversicherung in der Pensions-
versicherung einbezogenen Personen haben bis
30. Juni 1964 Erklärungen über ihre Einkünfte
aus der die Pensionsversicherung nach diesem
Bundesgesetz begründenden Erwerbstätigkeit auf
Grund des letzten ihnen zugestellten rechtskräf-
tigen Einkommensteuerbescheides bei der Pen-
sionsversicherungsanstalt der gewerblichen Wirt-
schaft abzugeben."

15. a) Im § 193 Abs. 1 erster Satz sind die
Worte „als dem Wirksamkeitsbeginn der Be-
stimmungen des Zweiten Teiles über die Lei-
stungen (§ 204 Abs. 2 lit. b)" durch die Worte
„ , bei den im § 2 Abs. 2 Z. 5 genannten Per-
sonen vor dem 1. Jänner 1964" zu ersetzen.

b) Im § 193 Abs. 1 vorletzter Satz sind nach
den Worten „Zeitpunkt der Antragstellung" die
Worte „ , bei den im § 2 Abs. 2 Z. 5 genannten
Personen zwischen dem 1. Jänner 1964 und dem
Zeitpunkt der Antragstellung" einzufügen.

c) Im § 193 Abs. 2 erster Satz sind nach den
Worten „vor dem 1. Juli 1958" die Worte „ , bei
den im § 2 Abs. 2 Z. 5 genannten Personen vor
dem 1. Jänner 1964" einzufügen.

d) Im § 193 Abs. 2 zweiter Satz haben die
Worte „vor dem 1. Juli 1958" zu entfallen.

16. Nach § 201 ist ein § 201 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ E r w e r b u n g v o n V e r s i c h e r u n g s -
z e i t e n b e i G e w ä h r u n g v o n H a f t e n t -

s c h ä d i g u n g .

§ 201 a. Zeiten einer Untersuchungshaft oder
Strafhaft, für die ein österreichisches Gericht
rechtskräftig einen Entschädigungsanspruch
wegen ungerechtfertigter Untersuchungshaft oder
wegen ungerechtfertigter Verurteilung zuerkannt
hat, gelten, sofern der Versicherte vor der Haft
Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in der Pensions-
versicherung nach diesem Bundesgesetz erworben
hat, als Versicherungszeiten dieser Pensionsver-
sicherung, und zwar die vor dem Zeitpunkt, ab
dem von der betreffenden Versichertengruppe
(§ 2) erstmals Beiträge entrichtet werden
konnten, gelegenen Haftzeiten als Ersatzzeiten
und die nach diesem Zeitpunkt gelegenen Haft-
zeiten als Beitragszeiten der Pflichtversicherung.
Hinsichtlich der letztgenannten Zeiten geht der
Entschädigungsbetrag, der freiwillig anerkannt
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oder rechtskräftig zugesprochen wird, auf den
Versicherungsträger bis zur Höhe der Beiträge
über, die für diese Zeiten nachzuentrichten wären.
Die Beitragsgrundlage ist unter Zugrundelegung
der letzten vor der Haftzeit in Betracht kom-
menden Einkünfte aus der im § 62 Abs. 1 Z. 1
genannten Erwerbstätigkeit zu ermitteln; § 69
Abs. 4 ist entsprechend anzuwenden. Für das
Ausmaß der Beiträge gilt der nach der zeitlichen
Lagerung der Zeiten jeweils in Betracht kom-
rnende Beitragssatz (§18 Abs. 1). Als Beitrags-
grundlage im Sinne des § 69 gilt bei Beitrags-
zeiten die für die Beitragsbemessung heran-
gezogene Beitragsgrundlage, bei Ersatzzeiten der
auf den Versicherungsmonat entfallende Teil der
letzten vor der Haftzeit in Betracht kommenden
Einkünfte des Versicherten aus der im § 62
Abs. 1 Z. 1 angeführten Erwerbstätigkeit."

Artikel II.

Ü b e r g a n g s - u n d S c h l u ß b e s t i m m u n -
gen.

(1) Bei Personen, die erst auf Grund des Art. I
Z. 10 Anspruch auf eine Erwerbsunfähigkeitspen-
sion erhalten und bei denen der Versicherungsfall
in der Zeit zwischen dem 1. Juli 1958 und dem
31. Dezember 1963 eingetreten ist, verlängert
sich der Zeitraum nach § 65 Abs. 4 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgeset-
zes, BGBl. Nr . 292/1957, innerhalb dessen die
Wartezeit erfüllt sein muß, um die Zeit vom
Eintritt des Versicherungsfalles bis zum Zeit-
punkt der Antragstellung, längstens jedoch bis
zum 31. Dezember 1964.

(2) In den Fällen des Abs. 1 gebührt die Lei-
stung ab 1. Jänner 1964, wenn der Antrag bis
zum 31. Dezember 1964 gestellt wird, sonst ab
dem auf die Antragstellung folgenden Monats-
ersten.

(3) Auf Grund der sich aus § 90 Abs. 2 des Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetzes in der Fassung des Art . I Z. 13 ergeben-
den Änderung des Gesamteinkommens ist eine
Neufeststellung der Ausgleichszulage im Sinne
des § 94 des Gewerblichen Selbständigen-Pen-
sionsversicherungsgesetzes nicht vorzunehmen.

(4) Die auf Grund der Bestimmungen des
Art. I Z. 12 und 13 gebührende Ausgleichszulage
ist von Amts wegen festzustellen.

(5) Ehemaligen Pflichtmitgliedern einer Tier-
ärztekammer, die die Voraussetzungen für eine
Übergangsrente nach § 193 Gewerbliches Selb-
ständigen-Pensionsversicherungsgesetz bereits vor
dem 1. Jänner 1964 erfüllt haben, sowie Hinter-
bliebenen nach solchen Personen mit Ausnahme
der Hinterbliebenen nach Empfängern einer
Übergangsaltersrente gebührt die Übergangsrente

ab dem 1. Jänner 1964, wenn der Antrag bis
längstens 30. Juni 1964 gestellt wird, sonst mit
dem der Antragstellung folgenden Monatsersten.

(6) Die Bestimmungen des Art. I Z. 16 gelten
auch in den Fällen, in denen der Entschädigungs-
betrag vor dem 1. Jänner 1964 freiwillig aner-
kannt oder rechtskräftig zugesprochen wurde,
mit der Maßgabe, daß Zeiten der Untersuchungs-
haft oder Strafhaft, soweit sie nach dem Zeit-
punkt liegen, ab dem von der betreffenden Ver-
sichertengruppe (§ 2 des Gewerblichen Selbstän-
digen - Pensionsversicherungsgesetzes) erstmals
Beiträge entrichtet werden konnten, nur dann als
Beitragszeiten gelten, wenn die Beiträge für diese
Zeiten nachentrichtet werden. Für die Ermittlung
der nachzuentrichtenden Beiträge gilt § 201 a des
Gewerblichen Selbständigen - Pensionsversiche-
rungsgesetzes in der Fassung des Art. I Z. 16
dieses Bundesgesetzes entsprechend. Die Beiträge
gelten als wirksam entrichtet, wenn sie bis zum
31. Dezember 1964 an den Versicherungsträger
eingezahlt werden.

(7) Bei den in § 37 Abs. 3 Z. 3 des Gewerb-
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungsgeset-
zes, BGBl. Nr . 292/1957, genannten Personen be-
ginnt die Leistung aus der Gewerblichen Selb-
ständigen-Pensionsversicherung mit dem Ablauf
des Monates, in dem die im Abschnitt II des
Zweiten Teiles beziehungsweise im § 193 des Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetzes vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt
sind, frühestens jedoch ab 1. Juli 1958, wenn der
Antrag auf diese Leistung bis zum 31. Dezember
1964 gestellt wird. In diesen Fällen verlängert
sich der Zeitraum der letzten 120 beziehungs-
weise 240 Kalendermonate vor dem Stichtag
(§ 65 Abs. 4 des Gewerblichen Selbständigen-Pen-
sionsversicherungsgesetzes) um die Zeit vom Ab-
lauf des Monates, in dem die Voraussetzungen
für die Leistung erfüllt sind, bis zum Zeitpunkt
der Antragstellung, längstens jedoch bis zum
31. Dezember 1964.

Artikel III.

W i r k s a m k e i t s b e g i n n .

Dieses Bundesgesetz tr i t t hinsichtlich der Be-
stimmungen des Art. I Z. 10 und 15 lit. d rück-
wirkend mit 1. Juli 1958, im übrigen am 1. Jän-
ner 1964 in Kraft.

Artikel IV.

V o l l z i e h u n g .

Mit der Vollziehung ist das Bundesministerium
für soziale Verwaltung betraut.

Schärf
Gorbach Proksch
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322 . Bundesgesetz vom 12. Dezember 1963,
mit dem das Landwirtschaftliche Zu-
schußrentenversicherungsgesetz abgeändert
wird (6. Novelle zum Landwirtschaftlichen

Zuschußrentenversicherungsgesetz).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.
Das Landwirtschaftliche Zuschußrentenver-

sicherungsgesetz, BGBl. Nr . 293/1957, in der Fas-
sung der Bundesgesetze BGBl. Nr . 95/1959,
BGBl. Nr . 167/1960, BGBl. Nr . 296/1960, BGBl.
Nr . 15/1962 und BGBl. Nr . 186/1963 wird abge-
ändert wie folgt:

1. § 65 Abs. 4 erster Satz hat zu lauten:

„Ersatzzeiten der landwirtschaftlichen Zu-
schußrentenversicherung aus der Zeit vor dem
1. Jänner 1957 und Ersatzzeiten der Pensionsver-
sicherung der in der gewerblichen Wirtschaft
selbständig Erwerbstätigen aus der Zeit vor dem
1. Jänner 1952, bei den nach § 2 Abs. 2 des Ge-
werblichen Selbständigen-Pensionsversicherungs-
gesetzes Pflichtversicherten aus der Zeit vor dem
jeweiligen Wirksamkeitsbeginn der Bestimmun-
gen über die Pflichtversicherung, sind bei Anwen-
dung der Sonderregelung des Abs. 3 in der nach
dem Allgemeinen Sozialversicherungsgesetz,
BGBl. Nr . 189/1955, geregelten Pensionsversiche-
rung nicht zu berücksichtigen."

2. § 67 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Anspruch auf Erwerbsunfähigkeitszuschuß-
rente hat der Versicherte bei dauernder Erwerbs-
unfähigkeit, wenn die Wartezeit (§ 63) erfüllt
ist und die für den Versicherten in Betracht kom-
mende weitere Voraussetzung des § 66 Abs. 2
zutrifft."

3. Im § 75 erster Satz ist der Ausdruck „50 S"
durch den Ausdruck „53 S" zu ersetzen.

4. Nach § 180 ist ein § 180 a mit folgendem
Wortlaut einzufügen:

„ E r w e r b u n g v o n V e r s i c h e r u n g s -
z e i t e n b e i G e w ä h r u n g v o n H a f t e n t -

s c h ä d i g u n g .

§ 180 a. Zeiten einer Untersuchungshaft oder
Strafhaft, für die ein österreichisches Gericht
rechtskräftig einen Entschädigungsanspruch
wegen ungerechtfertigter Untersuchungshaft oder
wegen ungerechtfertigter Verurteilung zuerkannt
hat, gelten, sofern der Versicherte vor der Haft
Beitragszeiten oder Ersatzzeiten in der Zuschuß-
rentenversicherung erworben hat, als Versiche-
rungszeiten dieser Zuschußrentenversicherung,
und zwar die vor dem 1. Jänner 1957 gelegenen
Haftzeiten als Ersatzzeiten und die nach diesem

Zeitpunkt gelegenen Haftzeiten als Beitragszeiten
der Pflichtversicherung. Hinsichtlich der letzt-
genannten Zeiten geht der Entschädigungsbetrag,
der freiwillig anerkannt oder rechtskräftig zuge-
sprochen wird, auf den Versicherungsträger bis
zur Höhe der Beiträge über, die für diese Zeiten
nachzuentrichten wären."

Artikel II.

Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n .

(1) Bei Personen, die erst auf Grund des Art. 1
Z. 2 Anspruch auf eine Erwerbsunfähigkeits-
zuschußrente erhalten und bei denen der Ver-
sicherungsfall in der Zeit zwischen dem 1. Jänner
1962 und dem 31. Dezember 1963 eingetreten
ist, verlängert sich der Zeitraum nach § 63
Abs. 4 des Landwirtschaftlichen Zuschußrenten-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr . 293/1957,
innerhalb dessen die Wartezeit erfüllt sein muß,
um die Zeit vom Eintri t t des Versicherungsfalles
bis zum Zeitpunkt der Antragstellung, längstens
jedoch bis zum 31. Dezember 1964.

(2) In den Fällen des Abs. 1 gebührt die
Leistung ab 1. Jänner 1964, wenn der Antrag
bis zum 31. Dezember 1964 gestellt wird, sonst
ab dem auf die Antragstellung folgenden
Monatsersten.

(3) Die Bestimmungen des Art. I Z. 4 gelten
auch in den Fällen, in denen der Entschädigungs-
betrag vor dem 1. Jänner 1964 freiwillig aner-
kannt oder rechtskräftig zugesprochen wurde,
mit der Maßgabe, daß Zeiten der Untersuchungs-
haft oder Strafhaft, soweit sie nach dem 31. De-
zember 1956 liegen, nur dann als Beitragszeiten
gelten, wenn die Beiträge für diese Zeiten nach-
entrichtet werden. Die Beiträge gelten als wirk-
sam entrichtet, wenn sie bis zum 31. Dezember
1964 an den Versicherungsträger eingezahlt wer-
den.

Artikel III.

W i r k s a m k e i t s b e g i n n .

Dieses Bundesgesetz tr i t t hinsichtlich der Be-
stimmung des Art . I Z. 2 rückwirkend mit
1. Jänner 1962 im übrigen am 1. Jänner 1964 in
Kraft.

Artikel IV.

V o l l z i e h u n g .

Mit der Vollziehung ist das Bundesministerium
für soziale Verwaltung betraut.

Schärf
Gorbach Proksch
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323 . Bundesgesetz vom 12. Dezember 1963,
mit dem das Opferfürsorgegesetz neuerlich
abgeändert und ergänzt wird (16. Opfer-

fürsorgegesetz-Novelle).

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Opferfürsorgegesetz vom 4. Juli 1947,
BGBl. Nr. 183, wird abgeändert und ergänzt wie
folgt:

1. Im § 1 Abs. 2 haben lit. c und d zu lauten:

„c) eine Gesundheitsschädigung, durch die die
Erwerbsfähigkeit nach den Bestimmungen
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957
um mindestens 50 v. H. gemindert ist,

d) der Verlust oder die Minderung des Ein-
kommens um mindestens die Hälfte gegen-
über dem Zeitpunkte vor der gesetzten
Maßnahme, wenn diese in ihrer Auswirkung
mindestens dreieinhalb Jahre gedauert hat;
als Opfer der politischen Verfolgung gilt
auch die Witwe eines Opfers, bei dem die
angeführte Schädigung eingetreten ist,
wenn das Opfer im Zeitpunkte der gesetz-
ten Maßnahme ihren Lebensunterhalt be-
stritten hat,".

2. Im § 1 Abs. 3 ist als zweiter Satz einzufügen:

„Als Hinterbliebene nach Opfern gelten ferner
die in lit. a und b angeführten Personen, sofern
das Opfer an einem Leiden gestorben ist, für das
es bis. zum Tod Anspruch auf Opferrente hatte."

3. Im § 2 hat Abs. 2 zu lauten:

„(2) Die Bestimmungen der §§18 bis 22, 32, 33,
35 a, 49, 56 bis 59, 64 und 113 des Kriegsopfer-
versorgungsgesetzes 1957 sind sinngemäß anzu-
wenden."

4. Im § 11 Abs. 2 hat der erste Halbsatz zu
lauten:

„(2) Opferrente gebührt den Inhabern einer
Amtsbescheinigung nach § 1 Abs. 1 lit. d oder e
oder Abs. 2 lit. c;".

5. Im § 11 haben Abs. 5 bis 7 zu lauten:

„(5) Die Unterhaltsrente ist zur Sicherung des
Lebensunterhaltes an Inhaber einer Amtsbeschei-
nigung auf die Dauer und in dem Ausmaß zu
leisten, als diese nicht über ein Einkommen ver-
fügen, das die im § 12 Abs. 3 und in § 35 Abs. 4
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 fest-
gesetzte Einkommensgrenze übersteigt, sofern
der im folgenden bestimmte Betrag der Unter-

haltsrente nicht höher ist als die in Betracht
kommende Einkommensgrenze. Die Unterhalts-
rente für anspruchsberechtigte Opfer und Hin-
terbliebene beträgt monatlich 1070 S; sie erhöht
sich für anspruchsberechtigte Opfer bei einem
Bezug einer Opferrente entsprechend einer Min-
derung der Erwerbsfähigkeit

von mindestens 50 v. H. auf 1120 S,
von mindestens 60 v. H. auf 1180 S,
von mindestens 70 v. H. auf 1235 S,
von mindestens 80 v. H. auf 1280 S,
von mindestens 90 v. H. auf 1335 S,

wenn die Gesamtminderung der Erwerbsfähigkeit
mindestens 75 v. H. beträgt oder bei Frauen das
55. Lebensjahr, bei Männern das 60. Lebensjahr
vollendet wurde.

(G) Witwen und Waisen nach Opfern, die un-
mittelbar vor dem Tod im Bezug einer Opfer-
rente entsprechend einer Minderung der Erwerbs-
fähigkeit von mindestens 90 v. H. gestanden sind,
erhalten, ohne daß ein Anspruch auf Zuerken-
nung einer Amtsbescheinigung gegeben ist, Hin-
terbliebenenrente gemäß Abs. 3 und Unterhalts-
rente gemäß Abs. 5.

(7) Witwen und Waisen nach Inhabern einer
Amtsbescheinigung erhalten bei Bedürftigkeit eine
Beihilfe im Höchstausmaß von zwei Dritteln der
nach Abs. 5 gebührenden Unterhaltsrente. Die
Beihilfe ist insoweit zu leisten, als das Einkommen
der Witwe beziehungsweise der Waise das Aus-
maß der Unterhaltsrente zuzüglich eines Betrages
von zwei Dritteln der Hinterbliebenenrente nicht
erreicht."

6. Im § 11 haben Abs. 11 und 12 zu lauten:

„(11) Empfänger von Blinden- oder Pflegezu-
lage haben Anspruch auf eine weitere Zulage in
Höhe der gemäß § 12 Abs. 2 des Kriegsopfer-
versorgungsgesetzes 1957 jeweils festgesetzten
Zusatzrente.

(12) Alle Empfänger von Unterhaltsrenten und
Beihilfen haben Anspruch auf je eine alljährlich
im Oktober und Dezember fällig werdende Son-
derzahlung in Höhe der für diese Monate jeweils
gebührenden Rentenfürsorgeleistungen ein-
schließlich allfällig gebührender Frauenzulagen
und Erziehungsbeiträge. Alle übrigen Renten-
empfänger erhalten alljährlich im Oktober eine
Sonderzahlung in Flöhe der vollen, im Dezem-
ber in Höhe der halben ihnen in diesem Monat
gebührenden Rentenfürsorgeleistungen."

7. Im § 12 hat Abs. 1 zu lauten:

„(1) Sofern Inhaber einer Amtsbescheinigung
oder Empfänger einer Rentenfürsorgeleistung
gemäß § 11 Abs. 6 oder 7 weder einer gesetz-
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lichen Krankenversicherung unterliegen noch frei-
willig krankenversichert sind oder sofern für sie
nicht als Familienangehörige ein Anspruch auf
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung
besteht, haben ihnen die Gebietskrankenkassen
für ihre Person alle gesetzlichen und satzungs-
mäßigen Leistungen für Pflichtversicherte zu ge-
währen."

8. Im § 12 Abs. 2 hat der vierte Satz zu lauten:

„Hinterbliebene (§ 1 Abs. 3), die Inhaber einer
Amtsbescheinigung sind, und Personen, die eine
Rentenfürsorgeleistung gemäß § 11 Abs. 5 bis 7
beziehen, haben keinen Anspruch auf Kranken-,
Familien- und Taggeld."

9. Nach § 12 ist als § 12 a einzufügen:

„ S t e r b e g e l d .

§ 12 a. (1) Stirbt ein Inhaber einer Amtsbeschei-
nigung, wird ein Sterbegeld gewährt. Das volle
Sterbegeld beträgt 2500 S. Auf diesen Betrag sind
sonstige einmalige Leistungen anzurechnen, die
aus Anlaß des Todes aus Mitteln der Sozial-
versicherung oder sonstigen öffentlichen Mitteln
— ausgenommen die Gebührnisse für das Sterbe-
vierteljahr in sinngemäßer Anwendung des § 48
des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 — ge-
währt werden; übersteigen diese Leistungen zu-
sammen den Betrag von 1000 S, sind lediglich
1000 S anzurechnen.

(2) Das Sterbegeld ist zunächst zum Ersatze der
Kosten der Bestattung zu verwenden und an den
zu zahlen, der diese Kosten bestritten hat. Ein
nach dieser Ersatzleistung verbleibender Rest ist
der Witwe, ist eine solche nicht vorhanden, den
Kindern, sind auch solche nicht vorhanden, den
Eltern auszuzahlen, wenn diese Personen mit dem
Verstorbenen zur Zeit seines Todes in häuslicher
Gemeinschaft gelebt haben."

10. Im § 13 a Abs. 2 lit. b hat der zweite Halb-
satz zu lauten:

„Kinder, die während oder nach der Haft des
Opfers geboren worden sind, stehen den oben
genannten Kindern gleich;".

11. Im § 13 a Abs. 2 ist als lit. c einzufügen:

„c) den Eltern, die Inhaber einer Amtsbeschei-
nigung gemäß § 1 Abs. 3 lit. a sind."

12. Im § 13 a Abs. 6 ist als dritter Satz anzu-
fügen: „Ist das Opfer in der Haft gestorben,
gebührt der Witwe, sofern sie bis zum 9. Mai

1945 nach dem Opfer keine Versorgungsleistun-
gen aus öffentlichen Mitteln erhalten hat, eine
Entschädigung von mindestens 10.000 S."

13. Im § 14 hat Abs. 3 zu lauten:

„(3) Österreichische Staatsbürger, die am
13. März 1938 österreichische Bundesbürger
waren und in diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz
oder dauernden Aufenthalt im Auslande hatten,
gelten — sofern sie im Falle der Rückkehr Ver-
folgungsmaßnahmen im Sinne des § 1 Abs. 1
oder 2 zu gewärtigen hatten — als ausgewandert
im Sinne des Abs. 2 lit. a. Personen, die nach dem
13. März 1928 geboren wurden, haben Anspruch
auf die in Abs. 2 vorgesehenen Leistungen, wenn
ihre Eltern den Voraussetzungen des Abs. 1 ent-
sprechen. Sofern solche Anspruchsberechtigte nach
dem 13. März 1938 außerhalb der Republik
Österreich geboren wurden, gelten sie als ausge-
wandert im Sinne des Abs. 2 lit. a."

14. Im § 14 erhalten die bisherigen Abs. 3 bis 6
die Bezeichnung Abs. 4 bis 7.

15. § 14 a hat zu lauten:

„§ 14 a. (1) Österreichischen Staatsbürgern
sowie Personen, die am 13. März 1938 österreichi-
sche Bundesbürger waren oder in einem vor dem
13. März 1938 gelegenen Zeitraum durch mehr
als zehn Jahre ununterbrochen ihren Wohnsitz
im Gebiete der Republik Österreich hatten und
auf Grund einer Anordnung einer deutschen Ver-
waltungsbehörde oder einer Dienststelle der
NSDAP. den Judenstern durch mindestens sechs
Monate getragen haben, ist eine einmalige Ent-
schädigung von 6000 S zu gewähren.

(2) Auf diese Entschädigung sind Leistungen
nach §§ 13 a, 13 c oder 14 anzurechnen, es sei
denn, daß der Zeitraum nach Abs. 1 nicht mit
dem Zeitraum einer anderen Freiheitsbeschrän-
kung zusammenfällt."

16. Im § 14 b hat Abs. 2 zu lauten:

„(2) Witwen, die Inhaber eines Opferausweises
gemäß § 1 Abs. 2 lit. d sind, haben Anspruch
auf eine einmalige Entschädigung von 10.000 S,
wenn sie. sich nicht wieder verehelicht oder keinen
eigenen Anspruch auf Entschädigung gemäß
Abs. 1 haben oder das gemäß Abs. 1 anspruchs-
berechtigte Opfer, von dem sie ihren Anspruch
ableiten, vor dessen Geltendmachung gestorben
ist."

17. Im § 14 b erhält der bisherige Abs. 2 die
Bezeichnung Abs. 3.

18. Im § 14 c hat die Absatzbezeichnung zu
entfallen; der zweite Satz hat zu lauten:

„Ein Abbruch einer Berufsausbildung ist auch
dann als gegeben anzunehmen, wenn Kinder
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nach Vollendung des 14. Lebensjahres wegen
solcher Verfolgungsmaßnahmen eine erstrebte
Berufsausbildung nicht aufnehmen konnten oder
eine begonnene Berufsausbildung durch minde-
stens dreieinhalb Jahre unterbrechen mußten."

19. Dem § 15 ist als Abs. 7 anzufügen:

„(7) Der Anspruch auf Rentenfürsorge nach
§ 11 und Heilfürsorge nach § 12 besteht auch
dann, wenn ein Anspruch auf Ausstellung einer
Amtsbescheinigung ausschließlich wegen einer
strafgerichtlichen Verurteilung im Sinne des
Abs. 2 nicht gegeben ist oder die Anspruchs-
berechtigung wegen einer solchen Verurteilung
nach Abs. 3 und 4 verwirkt beziehungsweise
nach Abs. 5 aberkannt und die Amtsbescheini-
gung aus diesem Grund eingezogen worden ist."

Artikel II.

Auf die gemäß Art. I Z. 12 zu leistende Ent-
schädigung ist die Haftentschädigung, die der
Witwe als Hinterbliebene bereits geleistet wurde,
anzurechnen.

Artikel III.

Das Bundesgesetz vom 22. März 1961, BGBl.
Nr. 101, mit dem das Opferfürsorgegesetz,
BGBl. Nr. 183/1947, abgeändert und ergänzt
wird (12. Opferfürsorgegesetz-Novelle in der
Fassung des Bundesgesetzes vom 21. März 1962,
BGBl. Nr. 91), wird abgeändert wie folgt:

„Artikel III hat zu lauten:

,Artikel III.

(1) Dieses Bundesgesetz t r i t t am 1. April 1961
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
wird das Bundesministerium für soziale Verwal-
tung, hinsichtlich der Bestimmungen des Ar-
tikels I Z. 3 bis 8 und des Artikels II im Ein-
vernehmen mit dem Bundesministerium für
Finanzen betraut . ' "

Artikel IV.

Dieses Bundesgesetz t r i t t mit 1. Jänner 1964 in
Kraft.

Art ikel V.

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung,

hinsichtlich der Bestimmungen des Artikels I
Z. 10 bis 18 und des Artikels II im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium für Finanzen be-
traut.

Schärf
Gorbach Proksch Korinek

324. Bundesgesetz vom 12. Dezember 1963,
mit dem zum Bundesgesetz über Wohnungs-
beihilfen für das Geschäftsjahr 1964 eine

Sonderregelung getroffen wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

In Abänderung der Vorschriften des § 12
Abs. 3 des Bundesgesetzes über Wohnungsbei-
hilfen, BGBl. Nr. 229/1951, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr, 163/1956, BGBl.
Nr. 292/1957, BGBl. Nr. 90/1960, BGBl.
Nr. 305/1960, BGBl. Nr. 120/1961 und BGBl.
Nr. 320/1961, gilt für das Geschäftsjahr 1964
nachstehende Regelung:

Die für das Geschäftsjahr 1964 eingegangenen
Beiträge nach § 12 Abs. 1 verbleiben nach Abzug
der Vergütung für die Krankenversicherungs-
träger gemäß § 12 Abs. 2 und nach Abzug des
die Sozialversicherungsträger und die Arbeits-
losenversicherung belastenden Aufwandes an
Wohnungsbeihilfen dem Bund. An die Träger
der Sozialversicherung sind aus den Eingängen
an Beiträgen entsprechende, ihrem Aufwand an
Wohnungsbeihilfen angemessene Vorschüsse zu
leisten.

Artikel IL

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
das Bundesministerium für soziale Verwaltung
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch

325 . Bundesgesetz vom 12. Dezember 1963,
mit dem das Bundesgesetz über den sozial-
versicherungsrechtlichen Schutz der den Prä-
senzdienst leistenden Wehrpflichtigen ab-

geändert wird.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I.

Das Bundesgesetz vom 18. Juli 1956, BGBl.
Nr. 153, über den sozialversicherungsrechtlichen
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Schutz der den Präsenzdienst leistenden Wehr-
pflichtigen, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 297/1960, wird abgeändert wie folgt:

Artikel I hat zu lauten:

„ARTIKEL I.

Fortbestand der Krankenversicherung.

§ 1. Personen, die unmittelbar vor dem An-
tritt des ordentlichen oder außerordentlichen
Präsenzdienstes (§§ 28 Abs. 4 bis 6 und 52 Abs. 1
des Wehrgesetzes, BGBl. Nr. 181/1955, in der
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 310/1960)
in der gesetzlichen Krankenversicherung pflicht-
versichert waren oder deren Pflichtversicherung
nicht früher als fünf Tage vor diesem Zeitpunkt
geendet hat, sind für die Dauer des ordentlichen
oder außerordentlichen Präsenzdienstes in dieser
Krankenversicherung weiterhin nach Maßgabe

der Bestimmungen der §§ 2 bis 4 versichert. Eine
unmittelbar vor dem Antritt des Präsenzdienstes
auf Grund sozialversicherungsrechtlicher Vor-
schriften bestandene freiwillige Versicherung in
der Krankenversicherung wird nach Maßgabe der
Bestimmungen der §§ 2 und 4 aufrechterhalten."

Artikel II.

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1964
in Wirksamkeit.

Artikel III.

Mit der Vollziehung ist das Bundesministerium
für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Landesverteidigung
betraut.

Schärf
Gorbach Proksch Schleinzer
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